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und würde letztlich ihre Fähigkeit beeinträchtigen, 
die ihnen von der Verfassung zugewiesenen Aufga-
ben zu erfüllen .

(Zuruf von der AfD: Längst geschehen!)

Einer Überweisung dieses Antrags an den Innenaus-
schuss stimmen wir zu . Inhaltlich rufen wir Ihnen jetzt 
und auch dann, wenn in Russland schon Fußball gespielt 
wird, aber ganz klar und laut zu: Nein!

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Nächster Redner für die SPD-Fraktion: Mahmut 

Özdemir .

(Beifall bei der SPD)

Mahmut Özdemir (Duisburg) (SPD): 
Herr Seitz, ich fasse Ihre Rede mal zusammen: Sie 

haben an der staatlichen Parteienfinanzierung überhaupt 
kein Interesse, weil die AfD aufgrund von Goldgeschäf-
ten und russischen Kofinanzierungen anscheinend zufrie-
den ist .

(Zurufe von der AfD: Oh!)

Als Nächstes fordern Sie wahrscheinlich auch noch die 
Abschaffung der Rechenschaftsberichte hier beim Bun-
destagspräsidium . Das ist schäbig .

(Beifall bei der SPD – Lachen bei der AfD – 
Thomas Seitz [AfD]: Zur Sache!)

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen 
und Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Unsere Demokratie lebt davon, dass sich die Menschen 
im Land in Vereinigungen zusammenschließen und 
Mehrheiten hinter ihren Forderungen versammeln . 

(Jürgen Braun [AfD]: Sie betreiben illegale 
Medien! Die SPD ist ein illegaler Medienkon-
zern! Nichts anderes!)

Das Grundgesetz gibt einer Vereinigung – den politi-
schen Parteien – in seinem Artikel 21 die Aufgabe, bei 
der Willensbildung des Volkes mitzuwirken . Es ist zu-
vörderst die Pflicht der Parteien, ihre Arbeitsweise und 
öffentlichen Verlautbarungen auf dieses Ziel auszurich-
ten . Folglich ist eine staatliche Beobachtung bis hin zum 
Verbot, aber auch eine Finanzierung von Parteien durch 
den Staat zur Erfüllung des Verfassungsauftrages richtig 
und notwendig .

Zu Recht hat daher das Bundesverfassungsgericht an 
der hier gegenständlichen Erhöhung der absoluten Gren-
ze hohe Begründungserfordernisse geknüpft . Parteien 
müssen neue gesellschaftliche Bewegungen aufnehmen . 

Die Nachbarschaft, die sich gegen ein Bauvorhaben 
wenden möchte, braucht eine Partei, die sich ihres An-
liegens annimmt . Die Bürgerinitiative, die den Erhalt des 
Freibades fordert, muss sich in diesem Land einer Partei 
versichert wissen, die sie dabei unterstützt, anschließend 
im Stadtrat bei der konkreten Entscheidung die Hand 
hebt und sich gleichsam im Bundestag für Fördergelder 
einsetzt, wenn es um den Erhalt der kommunalen Ein-

richtungen und Infrastrukturen geht . So sehen es das 
Grundgesetz und unser Parteiengesetz nun mal vor . 

Diese vielfältigen gesellschaftlichen Interessen sind 
für mich und die SPD niemals zu klein oder zu unbedeu-
tend . Jedes Anliegen verdient eine Würdigung und – viel 
wichtiger – eine Positionierung einer jeden Partei, damit 
sich die Menschen im Land bei der nächsten Wahl sicher 
sein können, wer sie vertritt und wer nicht und wer die-
sen Ort für schäbige Instrumentalisierungen missbraucht .

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Lachen 
des Abg . Dr . Alexander Gauland [AfD])

Nicht jede gesellschaftliche Bewegung oder Nachbar-
schaft organisiert sich heutzutage ausschließlich durch 
Flugblätter oder Zeitungsanzeigen . Im Gegenteil: Die 
Rahmenbedingungen der Öffentlichkeitsarbeit von Par-
teien und die Parteienlandschaft haben sich insgesamt 
verändert . Die Wählerinnen und Wähler erwarten ebenso 
wie die Mitglieder der Parteien, dass die Parteien die per-
sönlichen Verhaltensweisen der Menschen in Bezug auf 
Informationsbeschaffung und Meinungsbildung spiegel-
bildlich in ihre Arbeitsweisen einbringen .

Das Flugblatt auf dem Wochenmarkt muss dabei ge-
nauso respektiert werden wie das Angebot der Willens-
bildung über Twitter, Instagram, Facebook – von Whats-
App-Gruppen, Messenger-Diensten und Apps ganz zu 
schweigen. Die Parteien sind daher verpflichtet, sich auf 
diese Begehren im Rahmen der politischen Willensbil-
dung einzulassen . Nicht nur die Umstellung auf die di-
gitale Welt treibt hier die Kosten, sondern auch das Vor-
halten paralleler Strukturen, indem man die Druckerei im 
Keller genauso wie den Newsroom direkt bei der Frakti-
on vorhalten muss . 

Zur Erfüllung dieser Anforderungen ist es unerläss-
lich, mit dem Anspruch voranzugehen, eine vorbildliche 
Einhaltung des Datenschutzes zugunsten der Betroffenen 
sicherzustellen . Dasselbe gilt für den Schutz von Daten 
vor unberechtigtem Zugriff bei den Parteien. Dies setzt 
eine angemessene Technik voraus, und eben deren Be-
trieb und Pflege dürfen keineswegs Kostenzwängen un-
terworfen werden .

Jüngste Hackerangriffe zeigen uns, dass sich die Fein-
de der Demokratie schon längst digital formiert haben . 
Wir müssen die Parteien schnellstens ertüchtigen, diesen 
Feinden Paroli zu bieten .

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Lachen der Abg . Dr . Alice 
Weidel [AfD])

Daneben gibt es eine Fülle von direktdemokratischen 
Entwicklungen, die zu begrüßen ist . Parteien müssen 
deshalb in der Lage sein, auch bei diesen Entscheidun-
gen mitzuwirken und sich an den Verfahren zu beteiligen, 
ohne die Verfahrensführung zu beanspruchen .

Das Begehren von Nichtmitgliedern, auch an der Wil-
lensbildung einer Partei teilzuhaben, ist für die Parteien 
eine große Chance, gleichsam das Vertrauen in die Par-
teien zu stärken, ohne den Wert ihrer eigenen Mitglied-
schaft dabei herabzusetzen .

Thomas Seitz
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Alleine diese Aufgaben zu erfüllen und die neuen 
Schwierigkeiten und Herausforderungen zu meistern, 
rechtfertigen schon die staatliche Finanzierung von Par-
teien und folgerichtig erst recht den Mehrbedarf . Dieser 
Mehrbedarf ist nicht willkürlich, sondern maßvoll be-
gründet . Seit 2011 wurden die Höchstgrenzen schließlich 
nicht angehoben . 

Das Parteiengesetz hat eine mittelbezogene Grenze 
und eine parteibezogene Grenze . Keiner Partei werden 
mehr staatliche Mittel gewährt, als sie selber tatsächlich 
erwirtschaftet hat . Entsprechend dieser Grenze hätten alle 
Parteien bei Ausschöpfung einen gesetzlichen Anspruch 
von tatsächlich 188 Millionen Euro gehabt . Dem liegen – 
bei allen Parteien, wohlgemerkt – 300 Millionen Euro an 
selbst erwirtschafteten Mitteln zugrunde . Gleichzeitig 
steht allen Parteien – allen Parteien! – gemeinsam nicht 
mehr zu, als ihnen die mittelbezogene Grenze absolut 
gedeckelt gewährt . Diese beträgt für das Jahr 2018 im 
Übrigen 165 Millionen Euro .

Das heißt – verständlich für alle –: Innerhalb des ge-
setzlichen Aufbaus übertrifft die relative, parteibezogene 
Grenze, gemessen an den Beträgen, die absolute Grenze . 
Umgangssprachlich formuliert bedeutet das: Es ist nicht 
genug Geld im Topf, um die Ansprüche der Parteien zu 
bedienen, da sie auch Eigenmittel erwirtschaftet haben . 
Deshalb wurden allen Parteien in den letzten Jahren die 
Ansprüche gleich gerecht durch die absolute Grenze ge-
kappt . Folglich wurden seit 2011 jährlich jeweils etwa 
30 Millionen Euro nicht zur Auszahlung gebracht . In 
diesem Aufbau der Parteienfinanzierung sehe ich eine 
wechselseitige Verantwortungs- und Treuebekundung 
des deutschen Staates gegenüber den Parteien .

Die SPD-Bundestagsfraktion sieht es daher als ver-
hältnismäßige Lösung an, die absolute Höchstgrenze für 
alle Parteien im Land vertretbar auf den tatsächlich be-
stehenden Bedarf von aufgerundet 190 Millionen Euro 
anzuheben, der den Parteien rechnerisch zusteht .

(Beifall bei der SPD)

Die Selbstfinanzierung der Parteien bleibt davon unbe-
rührt . 

Parteien haben den verfassungsgemäßen Auftrag, al-
len Menschen im Land, analog und digital, Stadt und 
Land, deutscher Staatsbürger oder nicht deutscher Staats-
bürger, als Verfassungsorgan und als Chance zu dienen 
und so Mehrheiten für die Sache zu gewinnen . Deshalb 
ist aus meiner Sicht jeder Cent, den wir in die Parteienfi-
nanzierung investieren, ein Cent in die Demokratieförde-
rung unseres Landes .

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)

Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit .

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Mahmut Özdemir . – Nächster Redner: 

Dr . Hermann Otto Solms für die Fraktion der FDP .

(Beifall bei der FDP)

Dr. Hermann Otto Solms (FDP): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine lieben Kollegin-

nen und Kollegen! Der Kollege Marco Buschmann hat 
schon darauf hingewiesen, dass dies ein sehr ungewöhn-
liches Verfahren ist . Ich kann das bestätigen: Ich bin seit 
1987 wiederholt Schatzmeister meiner Partei gewesen 
und bin es auch heute . In dieser Zeit hat es ein solches 
Verfahren nicht gegeben . Wir haben über eine Änderung 
des Parteiengesetzes zwischen den Parteien immer vor-
bereitend gesprochen . 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Der zweite Punkt, meine sehr verehrten Damen und 
Herren: Wir als FDP-Fraktion werden der Überwei-
sung in den Ausschuss zustimmen, weil wir immer noch 
die Hoffnung haben, dass die Koalitionsfraktionen zur 
Vernunft kommen und sich einer breiteren Diskussion 
über das Parteiengesetz öffnen; denn das Parteiengesetz 
braucht eine totale Renovierung und Erneuerung . 

Ich möchte nur ein paar Stichworte nennen: Umgang 
mit Mikrospenden, die heute sehr verwaltungsaufwendig 
sind; Überprüfung der bestehenden Transparenzregelun-
gen, beispielsweise auch Klarstellung und Veröffentli-
chung von Sponsoring-Einnahmen der Parteien, die ja 
sowieso öffentlich sind, oder einfach viele Fragen zur 
Vereinfachung, mit denen heute die vielfältig ehrenamt-
lich tätigen Schatzmeister überfordert sind und die auch 
die Bundestagsverwaltung vor teilweise unlösbare Pro-
bleme stellt .

(Beifall bei der FDP sowie der Abg . Britta 
Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Eine Änderung ist hier dringend erforderlich . Das bedarf 
aber auch mehr Zeit . Das geht natürlich nicht, wenn das 
Gesetz in der nächsten Woche verabschiedet werden soll . 

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, was ist denn 
der Sinn der staatlichen Teilfinanzierung? Sie soll die 
Verankerung der Parteien in der Bevölkerung und die 
Zustimmung der Wähler für die Parteien zum Ausdruck 
bringen . Deswegen gibt es einen Zuschlag für jede Wäh-
lerstimme, und deswegen gibt es einen Zuschlag für för-
derungsfähige Spenden und Beiträge an die Parteien .

Das heißt, wenn die Einnahmen aufgrund dieses Ge-
setzes sinken, dann ist das ein Zeichen, dass die Parteien 
Vertrauen und Zustimmung in der Bevölkerung verloren 
haben . Deswegen ist es auch richtig, dass sie dann weni-
ger Geld aus staatlichen Kassen bekommen .

(Beifall bei der FDP)

Sie können sich nicht darüber beklagen, dass Sie jetzt 
mit Ihrem Geld nicht zurechtkommen . Damit hätten Sie 
rechnen müssen .

Ich erinnere an das Jahr 2013: Die FDP ist aus dem 
Bundestag ausgeschieden, 

(Dr . Georg Nüßlein [CDU/CSU]: Zu Recht!)

und wir standen vor tiefgreifenden, auch finanziellen 
Problemen . Aber wir haben nicht gefragt: „Wer kann uns 

Mahmut Özdemir (Duisburg)


